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ANTRAG 
 
der Fraktion DIE LINKE 
 
 
Konsolidierungsvereinbarungen im Land weiterentwickeln 
 

 

 

 

 

 

 

Der Landtag möge beschließen: 

 

1. Der Landtag stellt fest: 

 

Noch immer sind viele Kommunen im Land mit hohen Schuldenständen belastet. Diese 

abzubauen muss weiterhin prioritär auf allen politischen Ebenen gefördert werden. Die 

Unterstützung der Landesregierung bei der Entschuldung der kommunalen Ebene ist dafür 

maßgeblich. 

 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, die bestehenden Konsolidierungsvereinbarungen 

zwischen dem Land Mecklenburg-Vorpommern und den betroffenen Kommunen mit 

Wirkung ab dem 1. Januar 2019 weiterzuentwickeln. Die Mehreinnahmen der Kreise, 

Städte und Gemeinden, die über die in den Konsolidierungsvereinbarungen angenom-

menen Ziele hinausgehen, müssen nicht zur überobligatorischen Schuldenrückführung 

eingesetzt werden, sondern können im Falle der Städte und Gemeinden zusätzlich investiv 

verwendet werden. In den Kreisen können diese für eine Absenkung der Kreisumlage und 

für Investitionen in die Infrastruktur eingesetzt werden. Darüber hinaus sollen ausdrück-

liche Ausnahmeregelungen für Kreditaufnahmen für Investitionen in Schulen, Kinder-

tagesstätten, Sporthallen und Sportplätze ermöglicht werden. 

 

 

 

 
Simone Oldenburg und Fraktion 
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Begründung: 
 

Über alle Landesteile hinweg wurden in der Vergangenheit Konsolidierungsvereinbarungen 

zwischen Land und Kommunen abgeschlossen. Diese sollen langfristig die Handlungsfähig-

keit der Kommunen sichern bzw. wiederherstellen. Dennoch verhindern sie teilweise die 

Entwicklung von Städten und Gemeinden. Sowohl eine Entlastung der Städte und Gemeinden 

als auch ausreichende Investitionen in Schulen oder Straßen und Radwege sind nicht möglich.  

 

Die SPD des Landes sprach sich auf dem außerordentlichen Landesparteitag am 26. Mai 2018 

in Golchen durch Beschlussfassung eines ähnlich lautenden Antrags für eine Weiterentwick-

lung von Konsolidierungsvereinbarungen aus.  

 

Durch diesen Antrag unterstützt der Landtag als Ganzes die Bestrebungen, die Konsolidie-

rungsvereinbarungen im Land weiterzuentwickeln. 

 


